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Fakten       und       Argumente 

Am Freitag, den 9. Fe- 
bruar hat General- 
sekretär Laurenz Meyer 
die bundesweite Infor- 
mationsoffensive der 
CDU, „Renten-Check", 
gestartet. Auftakt war 
die Inbetriebnahme 
einer Telefon-Hotline, 
die wir im letzten UiD 
angekündigt hatten. 
Neben dem General- 
sekretär standen in der 
eigens für die Aktion 
eingerichteten „Info- 
Box" auch Renten- 
experten der CDU für 
zahlreiche Bürgeran- 
fragen zur Verfügung. 
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ANGELA  MERKEL: 

Wir wollen die soziale 
Partnerschaft stärken 

Die CDU hat ein eigenes 
Konzept zur Verbesse- 
rung der Mitbestimmung 
und Mitwirkung der Ar- 
beitnehmer in Betrieben 
und Unternehmen be- 
schlossen. 

Nach einer Sitzung von 
Präsidium und Bundesvor- 
stand am   12.  Februar im 

Konrad-Adenauer-Haus hat 
die Parteivorsitzende den 
Beschluss der Öffentlich- 
keit vorgestellt und die Aus- 
gestaltung der sozialen Part- 
nerschaft das eigentliche 
Ziel einer Novellierung des 
Betriebsverfassungsesetzes 
genannt. Soziale Partner- 
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'PRäSIDIUM   UND   BUNDESVORSTAND 

Fortsetzung von Seite I 
schaft - genau das enthält 
die Antwort der Bundesre- 
gierung nicht. Angela Mer- 
kel: „Die Zusammenarbeit 
von Betriebsräten und Un- 
ternehmen hat sich in 
schwierigen Situationen be- 
währt und wesentlich zum 
Erfolg der deutschen Wirt- 
schaft beigetragen. Sie darf 
nicht gefährdet werden." 

Deshalb dürfe das neue 
Betriebsverfassungsgesetz 
nicht auf eine Erhöhung des 
Einflusses betriebsfremder 
Funktionäre hinauslaufen. 
Sondern: Die Reform muss 
von den jeweiligen betrieb- 
lichen Verhältnissen ausge- 
hen und die schon in den 
letzten Jahren gewachsene 
Eigenverantwortung der 
Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter in den Betrieben wei- 
ter stärken. 

Ganz besonders wichtig: 
Die Reform des Betriebsver- 
fassungsgesetzes muss dem 
Aspekt der Beschäftigungs- 
sicherung und Beschäfti- 
gungsgewinnung ausrei- 
chend Rechnung tragen. 

Angela Merkel: „Wir 
brauchen eine betriebs- 
nähere  Ausgestaltung von 

Flächentarifverträgen und 
damit mehr betriebliche 
Bündnisse für Arbeit." 

Den Betriebsparteien 
sollte deshalb künftig neben 
der Zuständigkeit für Lohn 
und Arbeitszeit auch die Zu- 
ständigkeit für Beschäfti- 
gungsaussichten einge- 
räumt werden. 

Die CDU wird die rot- 
grüne Rentenreform im 

Bundesrat ablehnen 

Der Bundesvorstand hat 
sich auf seiner Sitzung am 
12. Februar auch noch ein- 
mal mit der Rentenreform 
befasst. Ministerpräsident 
Erwin Teufel erläuterte auf 
der gemeinsamen Presse- 
konferenz mit Angela Mer- 
kel und Jürgen Rüttgers das 
Vorgehen der unionsgeführ- 
ten Bundesländer bei der 
Abstimmung über die Re- 
form im Bundesrat und 
machte an sorgfältig berech- 
neten Fall-Beispielen deut- 
lich: Die Schröder-Rente 
löst keines der Probleme, 
mit denen eine neue Rege- 
lung der Altersversorgung 
fertig werden muss. 

• Sie wird das versprochene 
Rentenniveau von 68 Pro- 
zent nicht erreichen, 
• macht mit der Absenkung 
der Hinterbliebenenrente 
die Frauen zu den eigentli- 
chen Verlierern, 
• verbaut die Zukunftschan- 
cen der jungen Generation. 

Erwin Teufel: „Die CDU 
wird die rot-grüne Rentenre- 
form im Bundesrat ablehnen." 

Zum Schluß erläuterte 
der stellvertretende Partei- 
vorsitzende Jürgen Rüttgers 
die vier Punkte eines Dis- 
kussionspapiers zur Bio- 
und Gentechnik, das der 
Bundesvorstand bereits am 
Sonntag ohne Beschluss be- 
raten hatte. 

Jürgen Rüttgers: „Die Er- 
fahrungen mit der Atom- 
energie haben gezeigt: Nur 
wenn die Bürger sachge- 
recht über Chancen und Ri- 
siken einer modernen Tech- 
nologie informiert sind und 
eine öffentliche Debatte 
stattgefunden hat, kann mit 
der Akzeptanz der Gentech- 
nik gerechnet werden." 

Diskussionspapier 
von Jürgen Rüttgers: 

Seite 18 - 21 
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MITBESTIMMUNG 

REFORM   DES   BETRIEBSVERFASSUNGSGESETZES 

Soziale Partnerschaft stärken 
Mitbestimmung und Mit- 
wirkung der Arbeitneh- 
mer in Betrieben und Un- 
ternehmen sind eine un- 
verzichtbare Grundlage 
unserer Wirtschafts- und 
Sozialordnung. Die Wür- 
de des arbeitenden Men- 
schen verlangt seine Teil- 
habe an allen Entschei- 
dungen, die die grundle- 
genden Bedingungen sei- 
ner Arbeitswelt betreffen. 

Die von der Union An- 
fang der 50er Jahre gesetz- 
lich verankerte Mitbestim- 
mung hat sich bewährt. Sie 
ist Ausdruck sozialer Part- 
nerschaft und Instrument so- 
zialen Friedens. Die Mitver- 
antwortung der Beschäftig- 
ten hat wesentlich zum Er- 
folg der deutschen Wirt- 
schaft beigetragen. 

Eigenverantwortung 
deutlich gestiegen 

Die geltende Fassung des 
Betriebsverfassungsgesetzes 
ist inzwischen fast 30 Jahre 
alt. Die Wirtschafts- und Ar- 
beitswelt und damit auch die 
betriebliche Praxis haben 
sich in dieser Zeit verändert. 
Die Globalisierung der 
Märkte, die technologischen 
Veränderungen,  die  wach- 

sende Bedeutung der Dienst- 
leistungen und die Individua- 
lisierung unserer Gesell- 
schaft haben tiefgreifende 
Veränderungen nach sich ge- 
zogen. Die Eigenverantwor- 
tung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter ist im Ver- 
lauf der letzten Jahre deutlich 
gestiegen. Die Anforderun- 
gen an Betriebsabläufe, Pro- 
duktionsverfahren und Pro- 
dukte werden einem immer 
schnellerem Wandel unter- 
worfen. Die betrieblichen 
Gestaltungen sind vielfälti- 
ger und differenzierter ge- 
worden. Dementsprechend 
sind auch die Aufgaben der 
Betriebsräte komplexer und 
vielfältiger geworden. 

Die Reform des Betriebs- 
verfassungsgesetzes muß 
dieser Vielfalt entsprechen 
und mehr betriebliche Ge- 
staltungsmöglichkeiten 
eröffnen. Es ist mehr Flexi- 
bilität und mehr Betriebs- 
nähe erforderlich. 

Unter diesem Aspekt 
muss die Betriebsverfas- 
sung fortentwickelt werden. 

Eine Reform des Betriebs- 
verfassungsgesetzes muss die 
Mitwirkungs- und Mitbe- 
stimmungsmöglichkeiten der 
Beschäftigten auch in der 
globalisierten Wirtschaft si- 
chern und weiterentwickeln. 

Die Mitbestimmungspraxis 
muss so angelegt sein, dass 
sie den jeweiligen betriebli- 
chen Verhältnissen angepasst 
werden kann. 

Bürokratisch und 
mittelstandsfeindlich 

Der Bundesvorstand der 
CDU Deutschlands stellt 
fest, dass der von der Bun- 
desregierung vorgelegte Re- 
ferentenentwurf zur Novel- 
lierung des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes den vorste- 
henden Anforderungen nicht 
entspricht. Der Entwurf ist 
undemokratisch, bürokra- 
tisch, kostentreibend, mittel- 
standsfeindlich, unflexibel 
und überregulierend. Im Er- 
gebnis würde er nicht zu 
mehr Kooperation in den 
Betrieben führen, sondern zu 
mehr Konfrontation. Der 
Entwurf der Bundesregie- 
rung strahlt den Geist des 
Klassenkampfes und nicht 
den der modernen sozialen 
Partnerschaft aus. Er ist eine 
Stärkung   der   Funktionäre 

BESCHLUSS 

DES   BUNDES- 
VORSTANDS   VOM 

12.   FEBRUAR 
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1 MlTBESTIMMU N G 

und nicht der Arbeitnehmer. 
Er wird der gesellschaftli- 
chen Wirklichkeit und den 
Anforderungen der Wis- 
sensgesellschaft in keiner 
Weise gerecht. Moderne so- 
ziale Partnerschaft erfordert 
neues Denken. 
• Die Einführung des Mehr- 
heitswahlrechtes führt zu 
weniger Demokratie in den 
Betrieben. Minderheiten 
werden an die Wand ge- 
drückt. 
• Die Erhöhung der Zahl 
der Betriebsratsmitglieder 
und die Aufblähungder Gre- 
mien durch die vorgesehene 
Absenkung der Schwellen- 
werte führt zu nicht ver- 
kraftbaren Kostensteigerun- 
gen insbesondere und über- 
proportional für mittelstän- 
dische Betriebe sowie zu ei- 
ner ungebührlichen Ein- 
schränkung der unterneh- 
merischen Entscheidungs- 
freiheit. 
• Die Ausweitung der Mit- 
bestimmungstatbestände 
auf Bereiche, die nicht zur 
allgemeinen betrieblichen 
Praxis gehören, birgt die Ge- 
fahr, zu allgemeinpoliti- 
schen Debatten in den Be- 
trieben zu führen und das 
Betriebsklima erheblich zu 
beeinträchtigen. 
• Der Gesetzentwurf enthält 
keine ausreichenden Maß- 
nahmen zur Beschleunigung 
und Flexibilisierung betriebs- 
verfassungsrechtlicher  Ver- 

fahren. Dies schwächt die 
Wettbewerbsfähigkeit deut- 
scher Unternehmen, die sich 
gegen internationale Konkur- 
renz zu behaupten haben. 

Die CDU lehnt deshalb 
den Gesetzentwurf zur No- 
vellierung des Betriebsver- 
fassungsgesetzes ab. Sie 
empfiehlt ihren Abgeordne- 
ten im Deutschen Bundestag 
ein entsprechendes Abstim- 
mungsverhalten. 

Folgende Forderungen 
sind unverzichtbar für 

eine zukunftsorientierte 
und praxisgerechte 

Reform: 

• Die Reform des Betriebs- 
verfassungsgesetzes muss 
dem Aspekt der Beschäf- 
tigungssicherung und Be- 
schäftigungsgewinnung 
ausreichend Rechnung tra- 
gen. Wir brauchen eine be- 
triebsnähere Ausgestaltung 
von Flächentarifverträgen 
und damit mehr betriebliche 
Bündnisse für Arbeit. Das 
Betriebsverfassungsgesetz 
muss die Beschäftigungssi- 
cherung und -gewinnung als 
allgemeine Aufgabe des 
Betriebsrates anerkennen. 
Das Günstigkeitsprinzip 
soll weiter ausgelegt wer- 
den. Es sollte den Betriebs- 
parteien künftig eingeräumt 
werden, neben Lohn und Ar- 
beitszeit auch die Beschäfti- 

gungsaussichten zu berück- 
sichtigen. Wenn der Be- 
triebsrat und die Belegschaft 
mit qualifizierter Mehrheit 
eine Betriebsvereinbarung 
im Unternehmen absch- 
ließen, sollte dies als Ver- 
mutung für eine günstigere 
Regelung gelten. Den Tarif- 
parteien muss zur Sicherung 
der Tarifautonomie inner- 
halb einer bestimmten Frist 
ein begründetes Vetorecht 
bleiben. 
• Der Betriebsrat muss 
auch künftig in seiner Zu- 
sammensetzung die Plura- 
lität der gesamten Beleg- 
schaft widerspiegeln. Dies 
setzt voraus, dass bei Be- 
triebsratswahlen das Ver- 
hältniswahlrecht, nicht aber 
das Mehrheitswahlrecht an- 
gewandt wird. Die Mög- 
lichkeit, dass auch kleine 
Gewerkschaften und ge- 
werkschaftlich ungebun- 
dene Gruppen im Betriebs- 
rat und dessen Gremien 
mitarbeiten, muss erhalten 
bleiben. 
• Das Betriebsverfassungs- 
gesetz muss stärker als bis- 
hersicherstellen, dass unter- 
nehmerische Entscheidun- 
gen möglichst rasch um- 
gesetzt werden können, da- 
mit die Wettbewerbsfähig- 
keit des Unternehmens er- 
halten bleibt. Die Mitbe- 
stimmungs- und das Eini- 
gungsstellenverfahren sind 
deshalb   durch   die   Fest- 
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legung einer angemes- 
senen zeitlichen Begren- 
zung zu beschleunigen. 
Dazu gehört auch, daß not- 
wendige Betriebsänderun- 
gen nicht durch mißbräuch- 
liche Verzögerung eines 
Interessenausgleiches blok- 
kiert werden. 
• Das geltende Verfahren 
für die Wahl der Betriebs- 
räte ist zu kompliziert. Es 
muss dringend entbürokrati- 
siert und vereinfacht wer- 
den. Auch ein vereinfachtes 
Verfahren muss demokrati- 
schen Wahlgrundsätzen fol- 
gen und insbesondere den 
Minderheitenschutz und 
den Schutz vor Überrumpe- 
lung gewährleisten. 
• Die Aufgaben des Be- 
triebsrates sind komplexer 
geworden. Die Reform des 
Betriebsverfassungsgeset- 
zes muss auch eine Verbes- 
serung der Arbeits- und 
Qualifizierungsmöglich- 
keiten der Betriebsräte zum 
Ziel haben. 
• Angesichts der stark 
wachsenden Vielfalt der be- 
trieblichen und unterneh- 
mungsrechtlichen Gestal- 
tungsmöglichkeiten dürfen 
die organisatorischen Rah- 
menbedingungen des Be- 
triebsverfassungsgesetzes 
nicht zu eng gezogen sein. 
Es müssen Möglichkeiten 
geschaffen werden, tarifver- 
tragliche und betriebliche 
Vereinbarungen über Struk- 

tur und Arbeitsweise der Be- 
triebsräte abzuschließen, 
um den Besonderheiten von 
Branchen und Betriebs- 
größen gerecht werden zu 
können. 
• Der beruflichen Weiter- 
bildung kommt eine wach- 
sende Bedeutung zu. Die 
Arbeitsmarktchancen hän- 
gen zunehmend auch von 
der Fähigkeit der Arbeitneh- 
mer ab, sich den verändern- 
den Bedingungen ihrer Ar- 
beitswelt durch Fortbildung 
ständig anzupassen. Für die 
Unternehmen sind gut aus- 
gebildete Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer ent- 
scheidende Voraussetzung 
ihrer Wettbewerbsfähig- 
keit. Berufliche Weiterbil- 
dung soll in den allgemeinen 
Katalog des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes aufgenom- 
men werden. 
• Ein weiteres Ziel der Re- 
form muss die Stärkung der 
Stellung des einzelnen Ar- 
beitnehmers im Betrieb 
sein. Durch die Möglichkeit 
des Kumulierens und Pana- 
schierens soll die Betriebs- 
ratswahl als Persönlich- 
keitswahl gestärkt werden. 
Dem Betriebsverfassungs- 
gesetz ist ein Katalog grund- 
legender Rechte des einzel- 
nen Arbeitnehmers voran- 
zustellen. 
• Der Betriebsrat soll die 
Möglichkeit erhalten, Vor- 
schläge zu unterbreiten, die 

die Vereinbarkeit von Fami- 
lien- und Berufsarbeit för- 
dern; der Katalog der allge- 
meinen Aufgaben des Be- 
triebsrates muss entspre- 
chend erweitert werden. 
• Es hat sich in der betrieb- 
lichen wie in der betriebsrät- 
lichen Praxis als vorteilhaft 
erwiesen, wenn eine Anbin- 
dung der Arbeitnehmerver- 
treter an den Arbeitsplatz er- 
halten bleibt. Das Betriebs- 
verfassungsgesetz sollte 
deshalb die Freistellungsre- 
gelungen so fassen, dass 
stärker Vereinbarungslö- 
sungen über Teilfreistellun- 
gen möglich werden. Dabei 
sollen die Schwellenwerte 
unverändert bleiben. 
• Eine Reform des Be- 
triebsverfassungsgesetzes 
muss der zunehmenden in- 
ternationalen Verflechtung 
der Wirtschaft Rechnung 
tragen. Erforderlich ist, dass 
in europaweit tätigen Unter- 
nehmen grenzüberschrei- 
tende Arbeitnehmervertre- 
tungen mit Unterrichtungs- 
und Beratungsrechten gebil- 
det werden. 
• Die Einrichtung von Ju- 
gendausbildungsvertretun- 
gen   in   außerbetrieblichen 
Ausbildungsstätten ist zu er- 
möglichen. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion wird gebeten, 
diese Position in die parla- 
mentarischen Beratungen 
einzubringen. UlD 
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1  B U NDESWEHRREFORM 

FRIEDRICH   MERZ 

Vor einem Umbauprozess ohne 
Perspektive und voller Unsicherheiten 

,Noch nie hat ein Verteidi- 
gungsminister hier im 
Parlament eine Konzep- 
tion für die zukünftige 
Struktur der Bundeswehr 
vorgestellt, die so sehr auf 
Sand gebaut ist wie die 
Ihre, Herr Scharping. Die 
Bundeswehr steht vor ei- 
nem Umbauprozess ohne 
Perspektive und voller Un- 
sicherheiten. Die „Reform 
der Bundeswehr von 
Grund auf" - wie Sie das 
nennen, Herr Scharping - 
stellt die Fähigkeit der 
Bundeswehr, die ihr ge- 
stellten Aufträge zu erfül- 
len, „von Grund auf" in 
Frage. 

Schon die Art und Weise, 
wie Sie die Standortent- 
scheidungen präsentieren, 
zeigt ein hohes Maß an Un- 
seriosität. Lassen Sie mich 
nur drei Beispiele nennen: 
• Der Standort Eggesin 
wird von 1800 Dienstposten 
auf 55 reduziert und damit 
als sogenannter Großstand- 
ort weitergeführt. Die Gren- 
ze hierfür hatte man vorher 
definiert bei 50. 
• In Neumünster verblei- 
ben von rund 800 Soldaten 
und zivilen Mitarbeitern 
nur noch  10. Es verbleibt 

das Truppendienstgericht 

ohne Truppe! 
• Kürzungen, die weniger 
als 500 Dienstposten und 
nicht mehr als die Hälfte des 
Personalbestandes ausma- 
chen, werden in ihrem Kon- 
zept erst gar nicht erwähnt. 

Als Verteidigungs- 
minister sind Sie auch 

zur Fürsorge den 
Soldaten gegenüber 

verpflichtet 

Mit diesen Tricksereien 
täuschen Sie die Öffentlich- 
keit, schlimmer noch: die Be- 
troffenen in den Standorten. 

Dass Sie mit Ihrer Öf- 
fentlichkeits- und Informa- 
tionspolitik seltsame Wege 
gehen, mussten wir auch im 
Umgang mit der DU-Muni- 
tion und der Gefährdung von 
Soldaten   durch   Radarab- 

strahlungen erfahren. Ich 
will darauf nicht im Einzel- 
nen eingehen. Wichtig ist 
mir etwas Grundsätzliches: 
Als Verteidigungsminister 
sind Sie nicht nur Inhaber 
der Befehls- und Komman- 
dogewalt. Sie sind auch als 
oberster Dienstherr zur Für- 
sorge den Soldaten gegenü- 
ber verpflichtet. Diese Für- 
sorgepflicht ernst zu neh- 
men, erfordert Offenheit. 
Nicht nur, aber gerade im 
Einsatz müssen die Soldaten 
Vertrauen in die politische 
Führung haben können. Von 
dem Vertrauen, das ein 
ebenfalls sozialdemokrati- 
scher Verteidigungsmini- 
ster, nämlich Georg Leber, 
einmal in der Truppe hatte, 
sind Sie weit entfernt. 

Nach der wiedergewon- 
nen deutschen Einheit haben 
die Verteidigungsminister 
Stoltenberg und Rühe aus 
zwei feindlichen Armeen 
die Armee der Einheit ge- 
schaffen. Aus Gegnern wur- 
den Freunde, aus Feinden 
wurden Kameraden. Nir- 
gendwo sonst in der Gesell- 
schaft ist die innere Einheit 
so schnell und so erfolgreich 
Realität geworden wie in der 
Bundeswehr. Diese histori- 
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BUNDESWEHRREFORM 

sehe Leistung haben wir 
dem großartigen Engage- 
ment der Soldaten und zivi- 
len Mitarbeiter der Bundes- 
wehr und den übernomme- 
nen Soldaten und Bedienste- 
ten der ehemaligen NVA zu 
verdanken. Auch zehn Jahre 
nach der deutschen Einheit 
hat dies unseren Respekt 
und unsere Anerkennung 
verdient. 

In schwierigen Reform- 
schritten wurde die Bundes- 

AUS DER 
REDE DES 

VORSITZENDEN 
DER CDU/CSU- 
BUNDESTAGS- 
FRAKTION IM 
BUNDESTAG AM 

"I. FEBRUAR 

wehr seitdem in Umfang, 
Struktur und Auftrag auf die 
neuen Aufgaben ausgerich- 
tet. Es entstanden die Streit- 
kräfte im vereinten Deutsch- 
land, eines Landes, das auch 
in der Außen- und Sicher- 
heitspolitik eine größere in- 
ternationale Verantwortung 
übernehmen wollte und 
konnte. Diese neue Bundes- 
wehr hat ihre ersten interna- 
tionalen Militäreinsätze bei 
Priedensmissionen und bei 
der Krisenbekämpfung ins- 
besondere in Kambodscha 
und Somalia, bis heute an- 

dauernd in Bosnien und im 
Kosovo professionell und 
sehr erfolgreich absolviert. 

Diese Einsätze waren 
wichtig für den Frieden in 
den jeweiligen Ländern. 
Und sie waren von un- 
schätzbarer Bedeutung für 
das internationale Ansehen 
unseres Landes nach der 
Wiedervereinigung. CDU 
und CSU haben sie damals 
durchgesetzt - und es gehört 
zur Geschichte unserer Re- 
publik, dass sie das gegen 
den zum Teil heftigen Wi- 
derstand von weiten Teilen 
der SPD und insbesondere 
der Grünen tun mussten. 

Insgesamt haben Sie, 
Herr Scharping, ein gut be- 
stelltes Haus übernommen. 
Damit leugne ich nicht wei- 
teren Reformbedarf. Ich 
sage ganz klar: Auch wir 
hätten im Falle einer Wie- 
derwahl seit 1998 weitere 
strukturelle Veränderungen 
und Einschnitte vornehmen 
müssen. Aber diese Politik 
hätte ihre Grundlage gehabt 
in einer Haushaltsplanung, 
die nach Jahren des Sparens 
eine Trendumkehr eingelei- 
tet hätte. 

Unter Rot-Grün ist aber 
das genaue Gegenteil ge- 
schehen. In der größten Kür- 
zungsaktion in der Ge- 
schichte der Bundeswehr 
verlieren die Streitkräfte 
über vier Jahre fast 20 Milli- 
arden Mark. 

Sie haben damit Ihr Ver- 
sprechen bei Amtsantritt ge- 
brochen. 340 000 Mann und 
die Zusage des Bundeskanz- 
lers für einen steigenden 
Bundeswehretat von 49,4 
Milliarden D-Mark in 2002 
- das haben S ie auch Anfang 
1999 noch vertreten. (FAZ 
9.1.1999) Das alles gilt 
heute nicht mehr. 

Heute stehen Sie hier 
nicht als Gestalter, sondern 
als Getriebener. Seit Juli 
1999 sind Sie nur noch der 
Vollstrecker der Haushalts- 
vorgaben von Finanzmini- 
ster Eichel. 

Dies zeigt: Diese Bundes- 
regierung und insbesondere 
viele Regierungsmitglieder 
haben eine tiefe innere Di- 
stanz zur Bundeswehr. Die 
Bundeswehr hat keine 
Freunde mehr in dieser Re- 
gierung. Ihrer Reform fehlt 
jede solide Finanzierung. 

Wer ein Unternehmen 
neu ausrichtet hat, der weiss, 
dass dies erst einmal Investi- 
tionen erfordert. Hierauf 
hatte gerade auch der Bericht 
der Kommission „Zukunft 
der Bundeswehr" unter Vor- 
sitz von Richard von Weiz- 
säcker zu Recht hingewie- 
sen. Für eine solche notwen- 
dige Anschubfinanzierung 
fehlt Ihnen aber jede Mark. 

Voller Wortlaut der 
Rede im nächsten 

UiD: 6/2001 
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'EUROPAPOLITIK 

DIE   ERWEITERUNG   DER   EUROPäISCHEN   UNION 

Die große Chance unserer Zeit 
Mit der Überwindung des 
Kommunismus und dem 
langsamen Abschied von 
nationalstaatlichen Egois- 
men wird die Verwirkli- 
chung einer alten Vision 
möglich: Erstmals in der 
über zweitausendjährigen 
Geschichte haben wir die 
Chance, alle Völker Euro- 
pas zusammenzuführen. 
Unser Ziel ist ein ungeteil- 
ter Kontinent, auf dem 
Freiheit, Stabilität und 
Wohlstand herrschen. 
Dieses Ziel ist außeror- 
dentlich ambitioniert. 

Die Spaltung Europas in 
Nationalstaaten alten Typs, 
die ihre Kräfte im Gegenein- 
ander verschwendeten oder 
sich gar erbittert bekämpf- 
ten, entstand im Laufe von 
zwei Jahrhunderten. Auch 
die Überwindung dieser 
Spaltung ist ein Jahrhundert- 
werk. Sie ist die wichtigste 
und schwierigste Aufgabe 
der Europäischen Union. 
Nur wenige Entscheidungen 
zuvor hatten so weit rei- 
chende Folgen für die betei- 
ligten Staaten und für die 
einzelnen Bürger. Die enor- 
men politischen und wirt- 
schaftlichen Vorteile der Er- 
weiterung überwiegen bei 
weitem die Risiken. Gleich- 
wohl wird es auch bei uns 

und in den Beitrittsländern 
vereinzelt Verlierer geben. 
Viele mit der Erweiterung 
verbundenen Ängste und 
Sorgen sind jedoch weitge- 
hend unbegründet. 

Die CDU ist von der hi- 
storischen Notwendigkeit 
und den Chancen der Erwei- 
terung für Deutschland und 
für Europa fest überzeugt. 
Mit den folgenden zehn 
Thesen wollen wir erneut 
dazu beitragen, die Öffent- 
lichkeit über die wesentli- 
chen Aspekte zu informie- 
ren und für diese Überzeu- 
gung zu gewinnen. 

ERSTENS: Die Europäi- 
sche Union bedarf dringend 
weiterer innerer Reformen 
zur Herstellung ihrer sub- 
stantiellen Erweiterungs- 
fähigkeit. Neue Mitglieder 
können aber nach erfolgrei- 
chem Abschluss der Bei- 
trittsverhandlungen bereits 
beitreten. 

ZWEITENS: Die Erweite- 
rung bringt den Völkern der 
Union vielfältige und kon- 
krete politische Vorteile. 
Die innere Sicherheit wird 
zunehmen. 

DRITTENS: Die Erweite- 
rung   stärkt   unsere   Wirt- 

E.BwkMdEP M. Krogmarm M'11 

schaft. Sie sichert und 
schafft Arbeitsplätze in 
Deutschland und erhöht un- 
sere globale Wettbewerbs- 
fähigkeit. Wettbewerbsver- 
zerrungen durch die Bei- 
trittsländer sind nicht hin- 
nehmbar. 

VIERTENS: Die Zuwande- 
rung von Arbeitskräften nach 
der Erweiterung wird keine 
großen Verwerfungen verur- 
sachen. Die Beitrittsperspek- 
tive verringert sogar den Mi- 
grationsdruck. Gleichwohl 
sind gewisse Übergangsfri- 
sten unvermeidlich. 

FÜNFTENS: Die Erweite- 
rung wird den Euro stärken. 
Eine Teilnahme am Euro er- 
folgt nicht automatisch mit 
dem Beitritt zur EU, sondern 

ist an die strikte Einhaltung 
der Maastrichter Kriterien 
gebunden. 

SECHSTENS: Im Agrar- 
bereich gibt es die vergleichs- 
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weise schwierigsten Pro- 
bleme. Auch sie sind lösbar. 
Gefordert sind große Kom- 
promissbereitschaft und Re- 
formwillen auf allen Seiten. 

SIEBTENS: Die Grenz 
regionen stehen angesichts 
der offenen Grenzen vor be- 
sonderen Herausforderun- 
gen. Die Grenzregionen 
brauchen gezielte Hilfen 
und verbesserte Rahmenbe- 
dingungen. So können sie zu 
Gewinnern der Erweiterung 
werden. 

ACHTENS: Die Beitritts- 
verhandlungen müssen stär- 
ker auf politischer Ebene ge- 
führt und beschleunigt wer- 
den. Die Wegskizze der 
Kommission zur Strukturie- 
rung der Verhandlungen 
verdient grundsätzlich Un- 
terstützung. 

NEUNTENS: Die Erwei- 
terung ist ein Projekt 
der  ganzen   Europäischen 

BESCHLUSS DES 
BUNDESFACH- 
AUSSCHUSSES 
EUROPAPOLITIK 
VOM 19. JANUAR 

UNTER DEM 
VORSITZ VON 
ELMAR BROK, 

VORGELEGT 
VON   MARTINA 

KROGMANN 

HANS-GERT   PÖTTERING 

Wir brauchen einen Rat 
der Europaminister 

Deutliche Kritik am Mi- 
nisterrat der Europäi- 
schen Union hat der Vor- 
sitzende der EVP-ED- 
Eraktion im Europäi- 
schen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, geübt. 

Unmittelbarer Anlass 
für seine Kritik war die Ab- 
wesenheit eines Vertreters 
des Rates und der Ratsprä- 

Union. Deutschland sollte 
gleichwohl besondere natio- 
nale Interessen anderer Uni- 
onsländer sensibel berück- 
sichtigen und sich für ihre 
Anliegen offen halten. 

ZEHNTENS:  Die CDU 
bleibt die deutsche Europa- 
partei. In unserem Einsatz 
für die Erweiterung der EU 
lassen wir uns von nieman- 
dem übertreffen. 

Mit Befriedigung stellen 
wir fest, dass sich alle demo- 
kratischen Parteien unseres 
Landes hierin einig sind. 
Wir bieten der Bundesregie- 
rung unsere volle Unterstüt- 
zung bei der Realisierung 
der baldigen Erweiterung 
der EU an. 

Die   Beschäftigung  der 

sidentschaft in der Debatte 
des Parlaments über das 
Kommissionsprogramm 
2001. Dies mache deutlich, 
dass Außenminister nicht 
mehr gleichzeitig auch für 
die Europapolitik zuständig 
sein können. Pöttering for- 
dert deswegen die Einrich- 
tung eines ständigen „Rates 
der Europaminister". 

Politik, Öffentlichkeit und 
Wissenschaft mit den Aus- 
wirkungen einer erweiterten 
Union ist unzureichend. Wir 
fordern die Bundesregie- 
rung auf, endlich - gemein- 
sam mit der Kommission 
und den Bundesländern - 
eine breit angelegte, deut- 
lich sichtbare Informations- 
kampagne für die Öffent- 
lichkeit zu beginnen. Die 
CDU ist bereit, einen we- 
sentlichen eigenen Beitrag 
hierzu zu leisten. Nach un- 
serer Überzeugung ist die 
Erweiterung der Europäi- 
schen Union die große 
Chance unserer Zeit. 

Wortlaut des 
Beschlusses: www. 

cdu.de/presse/archiv- 
2001/030-2001.doc 
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DIETMAR   KANSY: 

Rot-grüner Abbau der Eigenheim- 
förderung hat Methode 

Zu dem am 9. Februar 
im Bundestag beratenen 
Raumordnungsbericht 
2000 erklärte der woh- 
nungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: 

Der    Bundestag    berät 
heute den Raumordnungsbe- 
richt 2000.  Mit der Sied- 
lungsflächen-Entwicklung 
und der angeblich vom Ei- 
genheimbau     ausgehenden 
„Gefahr   der   Zersiedlung" 
möchten rot-grüne Verhin- 
derungspolitiker gerne ihren 
wohneigentumsfeindlichen 
Kurs ideologisch untermau- 
ern. Wer sich den Raumord- 
nungsbericht 2000 genauer 
anschaut, wird auf vielfache 
Feststellungen stoßen, wo- 
nach sich die Gefahr der Zer- 
siedlung und Versiegelung 
keinesfalls auf den Wunsch 
der Bürger nach Wohneigen- 
tumsbildung zuspitzen lässt, 
wie uns rote wie vor allem 
grüne  Verhinderungspoliti- 
ker   gerne   weiß   machen 
möchten.   Vielmehr  domi- 
nierte  das  Wachstum  bei 
Verkehrs- und mehr noch bei 
Industrie-    und    Gewerbe- 
flächen im letzten Jahrzehnt 
überproportional.   Die  An- 
nahme im Raumordungsbe- 

richt, der Eigenheimbau 
werde auch in der Zukunft 
„kontinuierlich zunehmen", 
steht außerdem auf schwan- 
kendem Boden: Mit dem 
Einbruch des Ein- und Zwei- 
familienhausbaus auf der 
Genehmigungsseite im letz- 
ten Jahr - bis Oktober in 
Westdeutschland um 15 % 
und in Ostdeutschland um 20 
% - begann die wohneigen- 
tumsfeindliche Politik von 
Rot-Grün für jeden sichtbare 
Früchte zu tragen. 

Stationen rot-grüner 
Abbruchpolitik 

• Durch die Absenkung der 
Einkommensgrenzen bei der 
Eigenheimzulage wurden 
faktisch viele Singles von der 
Förderung ausgeschlossen. 
• Durch die jüngsten Ent- 
scheidungen zur Ausgren- 
zung des Wohneigentums 
aus der kapitalgedeckten Al- 
tervorsorge würden nun auch 
die Schwellenhaushalte mit 
geringerer bzw. mittlerer 
Sparfähigkeit ausgegrenzt. 
• Mit der Reform des sozia- 
len Wohnungsbaus, das 
macht der seit einigen Tagen 
vorliegende  Referentenent- 

wurf deutlich, sollen-anders 
als die CDU/CSU in ihrem 
Reformkonzept von 1997 
vorsah-die jungen Familien 
generell aus der Eigenheim- 
Direktförderung herausge- 
nommen werden. Künftig 
soll auch das selbstgenutzte 
Wohneigentum mit Fehlbe- 
legungsabgaben überzogen 
werden können. 
• Während die angekündig- 
ten Baukostensenkungs- 
Strategien noch ausbleiben, 
wird erst mal über die Ener- 
gieeinsparverordnung in die 
Gegenrichtung gesteuert. 
Der Bau eines Einfamilien- 
hauses mit 120 qm Wohn- 
fläche dürfte sich allein auf 
baulicher Seite (also ohne 
Heiztechnik) um ungefähr 
6000-DM verteuern. 
• Und Rot-Grün plant be- 
kanntlich noch eine Menge 
vor in dieser Legislaturperi- 
ode, was den Bürgern die Lust 
an einem eigenen Häuschen 
nehmensoll: Kappung der Ei- 
genheimzulage für den Neu- 
baubereich, in den ländlichen 
Räumen höhere Erbschafts- 
steuer- und Grundsteuerbe- 
lastungen, und die Grünen 
hätten am liebsten noch eine 
Versiegelungsabgabe draul- 
gesattelt. ÜP 
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Völlig unzureichend 
• Nach der Mehrbelastung 
der deutschen Landwirt- 
schaft durch zwei Milliar- 
den Mark Ökosteuer, nach 
Kürzungen im Agrarsozial- 
bereich und bei der Gasöl- 
beihilfe holt Rot-Grün jetzt 
zu einem weiteren Schlag 
gegen die Bauern aus. Nach 
dem von der Koalition im 
Haushaltsausschuss vorge- 
schlagenen BSE-Maßnah- 
menpaket soll sich der Bund 
mit 262 Millionen Mark nur 
anteilig an der Heraus- 
kaufaktion Rinder beteili- 
gen und nur ein Drittel der 
Kosten für die Entsorgung 
der nach dem 2. Dezember 
noch vorhandenen Altbe- 
stände von Tiermehl, Futter- 
mitteln und Tierfetten über- 
nehmen. Ganz besonders 
schlimm: Die neue Bundes- 
ministerin Künast will die 
Aufwendungen des Bundes 
zur Bewältigung der BSE- 
Krise vollständig aus dem 
Agrarhaushalt gegenfinan- 
zieren - was zur Folge hat: 
100 Millionen Mark globale 
Minderausgabe, Absen- 
kung des Bundesanteils an 
der Gemeinschaftsaufgabe 
»Verbesserung der Agra- 
strukturen und des Küsten- 
schutzes" um 125 Millionen 
Mark und 200 Millionen 
Mark Mehreinnahmen 
durch Erhöhung des Steuer- 
satzes auf Agrardiesel von 
bisher geplanten 47 auf 57 

ANDREAS   SCHMIDT 

Abfuhr für Rot-Grün 
Der Justitiar der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
und Obmann im 1. Unter- 
suchungsausschuss zur 
Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts 
über das hessische Wahl- 
prüfungsverfahren: 

Mit bemerkenswerter 
Deutlichkeit hat das Bun- 
desverfassungsgericht die 
Versuche von SPD und 
Grünen zur ausschließlich 
parteipolitischen Instru- 
mentalisierung des hessi- 
schen Wahlprüfungsge- 
richts zurückgewiesen. 

Sittenwidrigkeit bedeu- 
tet Verstoß gegen die Frei- 
heit und Gleichheit der 
Wahl. Davon kann in Hes- 
sen nicht die Rede sein. 
Das SPD-lastig zusam- 
mengesetzte Wahlprü- 
fungsgericht ist nach dem 

Pfennig pro Liter. Dietrich 
Austermann, Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe Haushalt 
der CDU/CSU, und Josef 
Hollerith, Berichterstatter 
für den Bereich Landwirt- 
schaft im Haushaltsau- 
schuss: „Hier wird ein Ver- 
sprechen gebrochen. Die 
Betriebe sollen trotz der exi- 
stenzbedrohenden Bela- 
stung   durch den Marktzu- 

Karlsruher Richterspruch 
nicht mehr die letzte In- 
stanz, um über die Gültig- 
keit der hessischen Land- 
tagswahl zu entscheiden. 
Es gilt die Rechtswegga- 
rantie des Artikels 19 Abs. 
4 Grundgesetz. Der Hessi- 
sche Staatsgerichtshof hat 
das letzte Wort. 

Damit ist der Versuch 
von Rot-Grün gescheitert, 
die demokratische Ent- 
scheidung der hessischen 
Wähler auszuhebein. 

*** 
Der hessische Minister- 

präsident Roland Koch hat 
das Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts begrüßt. 
Dem ZDF sagte er, er sei 
mit dieser Entscheidung zu- 
frieden. Dem weiteren Fort- 
gang der Angelegenheit 
sehe er gelassen entgegen. 

sammenbruch beim Rind- 
fleisch die Kosten ihrer Ent- 
lastung selbst finanzieren." 

Ins Mark getroffen 
• Nach wie vor hat die Bun- 
desregierung kein schlüssi- 
ges Konzept zur Finanzie- 
rung des BSE-Folgekosten. 
Mit drastischen Kürzungen 
der Mittel für die Gemein- 
schaftsaufgabe zur Verbes- 
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serung der Agrarstruktur 
trifft sie die umstrukturie- 
rungswillige Landwirt- 
schaft ins Mark und be- 
schneidet weiter deren Wett- 
bewerbsfähigkeit. Hein- 
rich-Wilhelm Ronsöhr, 
agrarpol itischer Sprecher der 
CDU/CSU: „Schröder han- 
delt offenbar nur bei Holz- 
mann. Wenn es um die Men- 
schen im ländlichen Raum 
geht, verweigert er sich." 

Einfluss von außen 
• Veränderung der ausba- 
lancierten innerbetriebli- 
chen Partnerschaft zugun- 
sten der Gewerkschaften • 
Stärkung der Möglichkei- 
ten, auf betriebliche Abläufe 
von außen Einfluss zu neh- 
men - das bedeuten die 
Pläne von Arbeitsminster 
Riester, aber keine Reform. 
Die Stärkung ihrer Funk- 
tionäre soll die Schwächung 
der Gewerkschaften durch 
dramatisch sinkende Mit- 
gliederzahlen kompensie- 
ren. Hansjürgen Doss, mit- 
telstandspolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU: „Unter- 
nehmer und Mitarbeiter 
brauchen keine Belehrun- 
gen von aussen. Ihr Verhält- 
nis zueinander ist längst 
nicht mehr von Befehl 
und Gehorsam bestimmt. 
Schließlich ist es auch ver- 
fassunsgrechtlich bedenk- 
lich, Fremdbestimmung in 
die Unternehmen zu tragen. 

deren Inhaber das Be- 
triebsergebnis persönlich zu 
verantworten haben." Das 
kann nicht Ziel einer neuen 
Betriebsverfassung sein: • 
40 Prozent mehr Betriebs- 
räte • 4,4 Milliarden Mark 
zusätzliche   Betriebskosten 
• mehr Freistellungen • 
Einschränkung der unter- 
nehmerischen Entschei- 
dungskompetenz bis in den 
Inbvestitionsbereich hinein. 

Alarmsignal 
• Lediglich 36 Prozent der 
Deutschen - so die neuesten 
Ergebnisse des Euro-Baro- 
meters - befürworten die 
EU-Erweiterung. 46 Pro- 
zent sind dagegen. Der rot- 
grünen Bundesregierung ist 
es bisher nicht gelungen, die 
notwendige Unterstützung 
für das große europäische 
Projekt durch die öffentliche 
Meinung zu erhalten. Peter 
Hintze, europapolitischer 
Sprecher der CDU/CSU: 
„Ein Alarmsignal. Jetzt 
rächt sich, dass die Schrö- 
der-Regierung die EU-Er- 
weiterung vor allem als 
technische Frage auf Beam- 
tenebene behandelt hat und 
nicht auf die Stimmung der 
Bürgerinnen und Bürger 
eingegangen ist." 

Stückwerk 
• Zwei Ziele hatte die Par- 
lamentsreform: • Verklei- 
nerung des Bundestags ab 

2002 auf 299 Wahlreise und 
• Anpassung der Abgeord- 
netenentschädigung an das 
Jahresgehalt von Bundes- 
richtern. Zur versprochenen 
Umsetzung von Punkt zwei 
fehlt SPD und Grünen je- 
doch der Mut. Außerdem ig- 
noriert Rot-Grün in zahlrei- 
chen Fällen die Empfehlun- 
gen der Wahlkreiskommis- 
sion. Erwin Marschewski, 
innenpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Auch bei 
dieser Reform Stehenblei- 
ben auf halbem Weg. Wo je- 
doch entschieden wird: will- 
kürliches Stückwerk." 

Endlich 
• Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat die Initi- 
alzündung gegeben und be- 
reits im November 1999 die 
Eckpunkte für ein neues 
B undesausbi ldungsgesetz 
eingebracht. Bundesbil- 
dungsministerin Bulmahn 
brauchte lange,bevorsiesich 
auf die Kernvorgaben der 
Union einließ und z.B. die 
Aussichtslosigkeit des von 
ihr favorisierten so genann- 
ten Drei-Körbe-Modells er- 
kannte. Das lange Warten hat 
sich gelohnt. Grund zur 
Freude für die Auszubilden- 
den. Angelika Volquartz, 
BAföG-Berichterstatterin 

der CDU/CSU im: „Zu den 
von uns durchgesetzten Ver- 
besserungen gehören u.a. die 
Nichtanrechnung des Kin-  V 
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^ dergeldes, eine Begrenzung 
der Darlehensbelastung und 
die Anpassung der Bedarfs- 
sätze an die tatsächliche Ent- 
wicklung der Lebenshal- 
tungskosten." 

Vernünftig 
• Das Bundesverfassungs- 
gericht hat entschieden: Ein 
Ehevertrag, in dem die Ehe- 
frau nicht nur auf ihren Un- 
terhalt verzichtet, sondern 
auch den Vater des gemein- 
samen Kindes weitgehend 
vom Unterhalt dieses Kin- 
des freistellt, ist nichtig. In 
dem besondere Fall, mit dem 
sich das Gericht zu befassen 
hatte, war der Ehevertrag zu 
Lasten Dritter, nämlich des 
Kindes, der „Preis", den die 
damals schwangere Frau für 
die Bereitschaft des Vaters 
zur Eheschließung zahlen 
musste. Norbert Geis, 
rechtspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Die Ent- 
scheidung ist konsequent 
und richtig. Gleichwohl 
handelt es sich um eine Ent- 
scheidung in einem krassen 
Einzelfall. Eine Richtungs- 
änderung in der Rechtspre- 
chung bedeutet sie nicht." 

Kompensationen 
• Die von Scharping an- 
gekündigte drastische Ver- 
ringerung von Bundeswehr- 
standorten bringt große 
wirtschaftliche Nachteile 
für die betroffenen Städte 

38.   BUNDESTAGUNG 

Das „C" - Anspruch und 
Herausforderung 

Aus dem Programm der 
Bundestagung am 16. 
und 17. März in Fulda: 
Freitag, 16. März 
• Eröffnung durch den 

Bundesvorsitzenden Jo- 
chen Borchert 

• Neuwahlen zum Bun- 
desvorstand 

• Theologisches Abend- 
gespräch zum Thema 
„Evangelisch glauben - 
ökumenisch handeln" 

• „Abend der Begeg- 
nung"      im      Fuldaer 

und Gemeinden mit sich. 
Und auch im ländlichen 
Raum sind die Auswirkun- 
gen enorm. Die militäri- 
schen Einrichtungen waren 
im übergeordneten Interesse 
des ganzen Landes. Peter 
Götz, kommunalpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU: 
„Es ist deshalb nur gerecht, 
wenn nun auch die Konver- 
sionskosten der militäri- 
schen Anlagen und die Ko- 
sten für den Strukturwandel 
in den Kommunen vom 
Haushalt des ganzen Landes 
mitgetragen wird." 

Stellenwert verloren 
• Nach nur zwei Jahren löst 

Schloss auf Einladung 
des Oberbürgermeisters 

Samstag. 17. März 
• Rede der Parteivorsit- 

zenden Angela Merkel, 
zum Thema der Bundes- 
tagung „Das C - An- 
spruch und Herausforde- 
rung im 21. Jahrhundert" 

• Bischof Martin Hein 
von der Evangelischen 
Kirche von Kurhessen- 
Waldeck spricht zum 
Thema „Gibt es christli- 
che Politik?" 

jetzt Marion Caspers-Merk 
(SPD) Christa Nickels als 
Drogenbeauftragte der 
Bundesregierung ab. An- 
ders als die ihres Amts ent- 
hobene Grüne nimmt die 
Neue nicht mehr den Rang 
einer Parlamentarischen 
Staatssekretärin ein und 
kann deshalb die Drogen- 
politik auch nicht mehr als 
Regierungsmitglied am 
Kabinettstisch zur Sprache 
bringen. Hubert Hüppe, 
drogenpolitischer Beauf- 
tragter der CDU/CSU: „An- 
gesichts des traurigen Re- 
kords von 2000 Drogento- 
ten im letzten Jahr leider 
eine vertane Chance."   UlD 
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1 C D U   N o R DRH EI N-WESTFALEN 

20.     LAN D E S P A RTEITAG     IN     BONN 

Deutliches Bekenntnis zu Europa - 
Rüttgers als Vorsitzender bestätigt 

Ein deutliches Bekenntnis 
zum vereinten Europa, 
Kritik an der verfehlten 
Europapolitik der Bun- 
desregierung und die For- 
derung nach einem ra- 
schen Fortgang des EU- 
Reformprozesses nach 
dem missglückten Gipfel 
von Nizza standen im Mit- 
telpunkt der inhaltlichen 
Beratungen des 20. Lan- 
desparteitages der CDU 
Nordrhein-Westfalen am 
27. Januar in Bonn. 

Unter dem Motto „Wir 
im Westen - mitten in Eu- 
ropa" plädierte der stärkste 
CDU-Landesverband ein- 
mütig für ein geeintes und 
föderales Europa, einen 
Verfassungsvertrag für eine 
umfassende politische Uni- 
on und eine verstärkte 
deutsch-französische Part- 
nerschaft als deren Aus- 
gangspunkt. Mit der Wahl 
des Tagungsortes, dem 
historischen Plenarsaal des 
deutschen Bundestages in 
Bonn, unterstrichen die 
nordrhein-westfälischen 
Christdemokraten einmal 
mehr ihren Anspruch, das 
europapolitische Erbe frü- 
herer CDU-Regierungen 
von Konrad Adenauer bis 

Helmut Kohl bewahren und 
weiter entwickeln zu wollen. 

Landesvorsitzender Jür- 
gen Rüttgers griff Minister- 
präsident Clement in seiner 
mit viel Beifall bedachten 
Rede scharf an und warf ihm 
Unfähigkeit vor beim Ver- 
such, den Reformstau auf- 
zulösen, den ihn sein Vor- 
gänger hinterlassen habe. 
Rüttgers: „Keine neue Idee, 
keine Vision, keine Vorstel- 
lung davon, wie wir bei uns 
im Westen in 10, 20 Jahren 
leben werden. Die SPD ist 
genauso alt, wie sie aus- 
sieht." Seit Beginn der Le- 
gislaturperiode laufe Rot- 
Grün in NRW den CDU-In- 
itiativen hinterher, sei es bei 
den Themen Bürgerbeteili- 
gung, Tierschutz, WestLB, 
Flugverkehr oder der Inte- 
gration hier lebender Aus- 
länder. 

Der Landesvorsitzende 
geißelte die ganz persönli- 
che Lehrerlüge Clements, 
der vor der Landtagswahl 
mehr neue Lehrer verspro- 
chen , im Haushaltsplanent- 
wurf für 2001 jedoch keine 
einzige zusätzliche Lehrer- 
stelle realisiert habe. Rütt- 
gers betonte, dass das 
Thema „Parteireform" auf 

der Tagesordnung der NRW 
CDU bleibe und der Landes- 
verband sein Verhältnis zu 
Gruppierungen des vorpoli- 
tischen Raumes, insbeson- 
dere zu kirchlichen Grup- 
pierungen und zu den öf- 
fentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten anders und 
intensiver gestalten werde. 
Das zentrale Projekt der 
nordrhein-westfälischen 
CDU sei der politisch-kultu- 
relle Wandel der Gesell- 
schaft. Das Ziel laute, über 
die kulturelle Mitte in Land 
und Bund die politische 
Mehrheitsfähigkeit zurück- 
zuerobern. 

Dazu bedürfe es der Um- 
gestaltung der CDU zu einer 
runderneuerten Volkspartei 
mit einem Netzwerk von 
neuen und intensiven Kon- 
takten in allen gesellschaft- 
lichen Institutionen. Vor- 
aussetzung dafür sei die 
Auffrischung der geistigen 
Ressourcen der CDU, eine 
wertegebundene Politik und 
die Anerkennung neuer ge- 
sellschaftlicher, wissen- 
schaftlich-technischer und 
ökonomischer Realitäten. 
Das „C" im Parteinamen, so 
Rüttgers, sei nach wie vor 
Anspruch und Maßstab der 
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Union und von daher völlig 
unverzichtbar. Die CDU sei 
weder eine Rechtspartei 
noch eine gemäßigte Links- 
partei, sondern bleibe - um 
ein Diktum Konrad Adenau- 
ers zu zitieren - eine weltan- 
schaulich fundierte Partei 
eigenen Charakters und ei- 
gener Prägung in der Mitte 
des politischen Spektrums. 
Um Rot-Grün in die Schran- 
ken zu weisen, müsse die 
CDU wie in den siebziger 
Jahren einen Modernitäts- 
vorsprung zurückgewinnen 
und der Schröderschen 
„postmodernen Beliebig- 
keit" eine wertegebundene 
Politik entgegensetzen. 

Wahlen: 

Im Anschluss an seine 
mit viel Beifall aufgenom- 
mene Rede wurde Jürgen 
Rüttgers als Landesvorsit- 
zender der nordrhein-west- 
fälischen CDU mit 76 Pro- 
zent im Amt bestätigt. Wie- 
dergewählt wurden als stell- 
vertretende Landesvorsit- 
zende Eckhard Uhlenberg, 
Elke Wülfing, Christa Tho- 
ben und Peter Hintze. Neu in 
das Amt eines stellvertreten- 
den Landesvorsitzenden 
wählten die Delegierten den 
erst 34-jährigen Oberbür- 
germeister von Gelsenkir- 
chen, Oliver Wittke. Er er- 
zielte mit 84 Prozent auf An- 

LANDESAUSSCHUSS 

Ole von Beust als Spitzen- 
kandidat nominiert 

Einstimmig haben die 
Delegierten des Landes- 
ausschusses auf ihrer Sit- 
zung am 1. Februar Ole 
von Beust, Vorsitzender 
der CDU-Bürgerschafts- 
fraktion, als Spitzen- und 
Bürgermeisterkandida- 
ten der Hamburger CDU 
für die Bürgerschafts- 
wahl am 23. September 
nominiert. 

Von Beust dankte der 
Partei und den Delegierten 
für das ihm entgegenge- 
brachte Vertrauen und ver- 
sicherte, seine ganze Kraft 
einzusetzen, um über 40 
Jahre SPD-All- und -Al- 

hieb das beste Ergebnis. 
Herbert Reul wurde als Ge- 
neralsekretär wiederge- 
wählt. Zum Nachfolger des 
scheidenden Landesschatz- 
meisters Laurenz Meyer be- 
stimmten die Delegierten 
den bisherigen stellvertre- 
tenden Landesvorsitzenden 
Lothar Hegemann aus Reck- 
linghausen. 

Neben der Neuwahl des 
Landesvorstandes und der 
Bestellung der Delegierten 
zum Bundesparteitag und 
zum  Bundesausschuss so- 

leinmacht zu beenden und 
für Hamburg ab der kom- 
menden Legislaturperiode 
eine bessere Politik zu ma- 
chen. Der erste Schritt dazu 
sei eine deutliche und über- 
zeugende Mehrheit bei der 
Bürgerschaftswahl. 

Im Anschluss an den 
Landeausschuss nahm Ole 
von Beust zusammen mit 
den Mitgliedern und Gästen 
der Partei mit dem traditi- 
onsreichen Schiff Cap-San- 
Diego „Kurs auf die Bür- 
gerschaftswahl". Show und 
Musik standen im Mittel- 
punkt dieses lockeren 
Wahlkampfauftaktes. 

wie der Verabschiedung des 
Europa-Leitantrags befasste 
sich der Landesparteitag in- 
tensiv mit einem unter Fe- 
derführung von Christa 
Thoben erarbeiteten Antrag 
des Landesvorstandes zum 
Thema „ Bürgergesellschaft 
nicht ohne Ehrenamt". 

uunr/j 
Sämtliche Besch usse, 

Wahlergebnisse und 
Reden des 20. uan- 

desparteitags finden 
Sie unter: 

www. cdu-nrw de 
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MITBESTIMMUNG 

Verheerend 

A/_ „as terzte Mö/ <?/«<? 
SPD-geführte Bundesre- 
gierung die Regeln für die 
Betriebsverfassung än- 
dern wollte, zog der Vor- 
Standsvorsitzende des Me- 
dizintechnik- und Phar- 
maunternehmens, Ludwig 
Georg Braun, gemeinsam 
mit anderen Arbeitgebern 
bis vor das Bundesverfas- 
sungsgericht. Ende der 
siebziger Jahre war das, 
und Braun ist immer noch 
stolz darauf. „Wer etwas 
bewegen will, darf nicht 
nur bellen, sondern muss 
auch beißen", sagt er. 
Braun wird jetzt zum Prä- 
sidenten des Deutschen In- 
dustrie- und Handelstages 
(DIHT) gewählt, danach 
will er das alte Thema wie- 
der aufgreifen, diesmal im 
Bündnis für Arbeit „Die 
Pläne von Arbeitsminister 
Walter Riester sind so ver- 
heerend, dass wir sie auf je- 
den Fall kritisieren müs- 
sen ", kündigt er an. 

Die Zeit 

Vorenthalten 

Die Vertreter des konser- 
vativen Seeheimer Kreises 
waren sprachlos: Nach wo- 
chenlanger Kontroverse 
zwischen Müller und Ar- 
beitsminister Walter Riester 
über die Reform des Be- 
triebsverfassungsgesetzes 
verstanden sie erstmals, 
warum sich Müller so über 
seinen Kabinettskollegen 
erregt hatte. Müller klagte, 
dass er weder einen Termin 
bei Riester noch eine Ant- 
wort auf seine kritischen 26 
Punkte zum Reformentwurf 
erhalten habe. Außerdem 
stellte sich heraus, dass 
Müllers Mängelliste der 
Fraktion vorenthalten wor- 
den war und nur in Fachzir- 
keln vorlag. Die Welt 

Mühlstein 

Die Arbeitgeber gehen 
auf die Barrikaden. Der von 
der Bundesregierung ge- 
plante Ausbau der betriebli- 
chen Mitbestimmung verär- 
gert Manager und Unter- 
nehmer mehr als jedes bis- 
herige Vorhaben der rot- 

grünen Koalition. Wie ein 
Mühlstein werde das ver- 
schärfte Betriebsverfas- 
sungsgesetz in Zukunft die 
hiesigen Unternehmen im 
internationalen Wettbe- 
werb behindern, warnen die 
Wirtschaftsvertreter. 

Während der Kanzler die 
seit Monaten schwelenden 
Proteste bisher stets als Ver- 
bandsgeschrei abtat, däm- 
mert es inzwischen einigen 
seiner Mitstreiter im Regie- 
rungslager, dass der von 
Bundesarbeitsminister Rie- 
ster präsentierte Gesetzent- 
wurfweit über das Ziel hin- 
ausschießt. Die Welt 

Keine glatte Antwort 

Die Nachricht klingt 
harmlos: Arbeitsminister 
Riester will eine Novelle 
zum Betriebsverfassungs- 
gesetz vorlegen, die vom 
Kabinett geschlossen ver- 
abschiedet werden kann. 
Hätte man von einer gut 
geführten Regierung je 
anderes erwartet? Nein. 
Aber bei der Vorbereitung 
der MitbestimmungsnoveT 
le hat der Kanzler nicht ge- 
führt, sondern sich in die 
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Hand der Gewerkschaften 
begeben. Das in Gesetzes- 
form gegossene Ergebnis 
seines Taktierens kann ein 
Wirtschaftsminister, der 
sich auch nur gelegentlich 
daran erinnert, auf dem 
Stuhl Ludwig Erhards zu 
sitzen, bei aller gebotenen 
Kabinettsdisziplin nicht 
mittragen. So steht der 
Kanzler vor ein paar her- 
ausfordernden Personalf- 
ragen: Eine wirtschaftsver- 
trägliche Novelle gegen 
den IG-Metall-Vorsitzen- 
den Zwickel? Eine Rumpf- 
novelle ohne Riester? Eine 
Riester-Novelle ohne Mül- 
ler? Nicht nur aus der Sicht 
des Kanzlers und SPD-Vor- 
sitzenden gibt es darauf 
keine glatte Antwort. 

Frankfurter Allgemeine 

RAKETENABWEHR 

Endlich begriffen 

Vielleicht haben jetzt die 
Europäer endlich begrif- 
fen, daß es der Regierung 
Bush ernst ist mit dem Vor- 
haben einer nationalen Ra- 
ketenabwehr und daß sie 

sich dabei auf den zustim- 
mungswilligen Kongreß 
verlassen kann. Wer an der 
politischen Entschlossen- 
heit Restzweifel hatte, den 
hat Verteidigungsminister 
Rumsfeld auf der Konferenz 
für Sicherheitspolitik mit 
der Wirklichkeit bekannt 
gemacht. Es ist höchste 
Zeit, Auftrag und Auswir- 
kung einer Raketenabwehr 
ruhig zu besprechen und 
jene (Schein-)Argumente 
auszusortieren, die bislang 
die europäisch-russisch- 
chinesische Gegenkoali- 
tion - das an sich schon ist 
eine Absonderlichkeit - vor- 
gebracht hat, die aber Ame- 
rika offenkundig nicht be- 
eindrucken. Es ist notwen- 
dig, den ABM-Vertrag von 
1972 über die Begrenzung 
von Raketenabwehrsyste- 
men sachlich zu würdigen, 
anstatt ihn zu verklären. 

Frankfurter Allgemeine 

DOSENPFAND 

Strafzoli 

Die Pfandpflicht für Do- 
sen    und   Einwegflaschen 

kommt. Daran lassen Um- 
weltminister Trittin und 
Wirtschaftsminister Müller 
keinen Zweifel. Der Vor- 
marsch der Dosen und die 
damit verbundene Vermül- 
lung der Städte sollen ge- 
stoppt werden. Doch das 
Pfand wird den Trend zur 
Einwegverpackung nicht 
umkehren. Im Gegenteil: 
Studien belegen, dass sich 
der Rückgang der Mehr- 
wegquote noch beschleuni- 
gen wird, wenn der Handel 
in Zukunft Dosen und Ein- 
wegflaschen wieder zurück- 
nehmen muss. Denn der vor- 
handene Lagerplatz wird 
dann vielfach nicht mehr für 
Mehrwegflaschen zur Ver- 
fügung stehen. Für die Ver- 
braucher verwischt zudem 
die Grenze zwischen Ein- 
wegverpackungen und Weg- 
werf-Behältern. 

Solche Gegenargumente 
stießen bei der Bundesregie- 
rung indes auf taube Ohren. 
Umweltminister.fürgenTrit- 
tin geht es in erster Linie 
darum, die Einwegverpak- 
kungen mit einem Strafzoll zu 
belegen. Dabei wird heute 
schon der überwiegende Teil 
der Dosen und Flaschen 
recycelt. Die Welt 
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DISKUSSION   IM   BUNDESVORSTAND   AM   11.   FEBRUAR 

Chancen nutzen. Werte achten 

Deutschland 
muss Spitze bleiben 

in der Bio- und 
Gentechnologie 

Nicht zuletzt dank christ- 
demokratischer Forschungs- 
politik ist Deutschland in der 
Bio- und Gentechnologie 
heute die Nr. 1 in Europa. 
Auf dieser Basis muss wei- 
tergearbeitet werden. Sie 
darf nicht aufs Spiel gesetzt 
werden. Nur wenn Deutsch- 
land im Wettbewerb vorn 
bleibt, hat es auch die Mög- 
lichkeit, die Richtung der 
neuen Technologien aktiv 
mitzubestimmen, statt zum 
bloßen Objekt der Entwick- 
lung zu werden. 

Die CDU sieht mit Sorge, 
dass in anderen Ländern zur 
Zeit viel mehr für die neuen 
Technologien getan wird als 
bei uns. Dies gilt vor allem 
für den entscheidenden Be- 
reich der genbiologischen 
Forschung. Nach dem ein- 
helligen Urteil von Fachleu- 
ten ist eine Verdoppelung 
der Forschungsmittel drin- 
gend erforderlich. Dabei 
geht es nicht nur um die an- 
wendungsorientierte For- 
schung, sondern vor allem 
um die Grundlagenfor- 
schung.  Die  Bundesregie- 

rung vernachlässigt die 
Grundlagenforschung zu 
Gunsten der Projektförde- 
rung. Sie investiert in Pro- 
jekte statt in Menschen. 

Wesentliche Impulse für 
die Bio- und Gentechnolo- 
gie gehen weltweit von Un- 
ternehmensneugründungen 
aus dem Hochschulbereich 
aus. Deutschland braucht 
neue und erhöhte Anstren- 
gungen zur Stärkung der 
vorhandenen und zur Bil- 
dung weiterer Innovations- 
und Kompetenzzentren an 
den Wissenschaftsstandor- 
ten. Der Übergang von Wis- 
sen aus der Forschung in die 
Wirtschaft muss gezielt ge- 
fördert werden. 

An unseren Schulen 
muss von Anfang an das In- 
teresse an der Naturbetrach- 
tung und Naturforschung 
wieder geweckt werden. Es 
darf nicht dabei bleiben, 
dass nur ein vergleichsweise 
geringer Teil unserer Schü- 
lerinnen und Schüler Che- 
mie, Physik oder Biologie 
als Leistungskurs wählt. 
• Die genbiologische For- 
schung muss ausgebaut und 
erheblich besser gefördert 
werden. 
• Im Zusammenhang mit 
der Neuordnung der deut- 
schen Forschungslandschaft 

sollten Kompetenzzentren 
geschaffen bzw. ausgebaut 
werden. Der erfolgreiche 
Grundgedanke des Bio-Re- 
gio-Wettbewerbs sollte wie- 
der aufgegriffen werden. 
• Die Nachwuchsförderung 
muss in Deutschland erheb- 
lich verbessert werden. 

Die öffentliche Debatte 
verstärken: Chancen 
erkennen, Risiken 

minimieren 

Die Bio- und Gentechno- 
logie wird das Leben künfti- 
ger Generationen entschei- 
dend prägen. Deshalb be- 
grüßen wir das Interesse der 
Medien am Thema Bio- und 
Gentechnologie. 

Die Bio- und Gentechno- 
logie befindet sich immer 
noch in der Startphase. Nie- 
mand weiß, was in fünf, 
zehn oder zwanzig Jahren 
möglich sein wird. Gerade in 
dieser Phase ist Freiraum, 
insbesondere für die Grund- 
lagenforschung, das Gebot 
der Stunde und nicht hekti- 
sche Reglementierung. Wir 
müssen viel genauer als 
heute wissen, was in Zu- 
kunft möglich ist, um in 
breitem gesellschaftlichem 
Konsens   entscheiden   und 
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festlegen zu können, was da- 
von wirklich werden soll 
und was nicht. Deshalb soll- 
ten politische Entscheidun- 
gen und rechtliche Normie- 
rungen wo immer möglich 
und vertretbar erst am Ende 
einer intensiven gesell- 
schaftlichen Debatte stehen 
und nicht an deren Anfang. 

Die Menschen verfolgen 
die Entwicklung der Bio- 
und Gentechnik mit beson- 
derer Aufmerksamkeit. 

Sie wissen einerseits: 
Die moderne Wissenschaft 
und die moderne Technik 
haben sich in einem unge- 
heuren Ausmaß als lebens- 
dienlich, lebenserhaltend 
und lebenserleichternd er- 
wiesen. Wissenschafts- und 
Technikfeindschaft verbie- 
ten sich deshalb von selbst. 
Bei der Bio- und Gentech- 
nologie richten sich die 
Hoffnungen und Erwartun- 
gen der Menschen vor allem 
auf neue Möglichkeiten, 
Krankheiten und individuel- 
les Leid zu vermeiden oder 
zu mildern, aber auch auf 
neue Möglichkeiten in der 
Landwirtschaft, in der Ver- 
fahrenstechnik und im Um- 
weltschutz. 

Andererseits werden die 
Hoffnungen und Erwartun- 
gen der Menschen begleitet 
von Ängsten und Sorgen. 

Die CDU setzt auf die 
Chancen der Bio- und Gen- 
technologie. Sie nimmt aber 

auch die Sorgen und Be- 
fürchtungen der Menschen 
ernst. Die neue Technologie 
kann sich nur dann unter 
langfristig verlässlichen 
Rahmenbedingungen ent- 
wickeln, wenn sie von den 
Menschen akzeptiert wird. 
Akzeptiert wird sie nur dann, 
wenn ihre Lebensdienlich- 
keit und -zuträglichkeit für 
die Menschen gegeben und 
transparent bleibt. 

Die Bio- und 
Gentechnologie darf 

nicht zur Erosion 
unserer Grundwerte 

führen 

Die Bio- und Gentechno- 
logie konfrontiert uns mit 
Fragen, welche die grundle- 
gende Wertorientierung un- 
serer Gesellschaft betreffen. 
Je weiter wir unsere Hand- 
lungsmöglichkeiten ausdeh- 
nen, desto größer wird der 
Bereich unserer Verantwort- 
lichkeiten. Dabei geht es nie 
bloß darum, ob wir etwas, 
was wir können, tun dürfen, 
sondern immer auch darum, 
ob wires unterlassen dürfen. 

Die Auseinandersetzung 
mit den ethischen Fragen der 
Bio- und Gentechnologie 
kann für die CDU nur am 
Maßstab einer grundsätzli- 
chen Wertorientierung zu 
verantwortbaren Lösungen 
führen.   Die   Wertorientie- 

AUS  DEM  CDU-DIS- 
KUSSIONSPAPIER 

DES STELLVER- 
TRETENDEN  PAR- 

TEIVORSITZENDEN 

JÜRGEN   RÜTTGERS, 

DAS   DER   BUNDES- 
VORSTAND  AM 
11.  FEBRUAR 

OHNE   BESCHLUSS 

BERATEN   HAT 

rung geht aus vom unbe- 
dingten Gebot der Achtung 
der Menschenwürde. Es ver- 
langt, dass wir einen Men- 
schen niemals bloß als Mit- 
tel für unsere Zwecke ge- 
brauchen, sondern ihn im- 
mer zugleich als Zweck an 
sich selbst achten. Das Ge- 
bot der Achtung der Men- 
schenwürde hat seinen 
rechtlichen Niederschlag 
nicht nur im Grundgesetz 
und den jeweiligen Verfas- 
sungen anderer Länder ge- 
funden, sondern auch in ei- 
ner Fülle von internationa- 
len Konventionen und Ver- 
trägen und in unzähligen 
einzelgesetzlichen Regelun- 
gen. Es ist das Fundament ei- 
ner zivilisierten Welt. 

Aus ihrer christlichen 
Wertorientierung heraus 
sieht sich die CDU in der be- 
sonderen Verantwortung, 
einer Erosion des unbeding- 
ten Gebots der Achtung der 
Menschenwürde   entschie- 
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Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von Jürgen Rütt- 
gers wird das Papier weiterentwickeln. Vor einer Be- 
schlussfassungdesBundesvorstandsgehtderneueText 

den Kreisverbänden zu und soll Grundlage für eine in- 
tensive Diskussion in der Partei über das wichtige 
Thema Bio- und Gentechnik sein. - Zum besseren Ver- 
ständnis der Begriffe, die in dieser Diskussion benutzt 
werden, stellen wir Ihnen im nächsten UiD ein Glossar 
mit Erläuterungen zur Verfügung. 

den entgegenzutreten. So 
deutlich wir den größtmög- 
lichen Freiraum für die Fort- 
entwicklung der Bio- und 
Gentechnologie befürwor- 
ten, so deutlich sagen wir: 
Auch diese Freiheit findet 
ihre Grenze am absoluten 
Wert des Menschen. Für uns 
ist der einzelne Mensch un- 
verfügbar. Er darf, ganz 
gleich auf welcher frühen 
Stufe seiner Entwicklung, 
nie zum bloßen Objekt von 
Forschungs- oder Wirt- 
schaftsinteressen werden. 

Die CDU sieht mit großer 
Sorge, dass in der Debatte 
um die neuen gentechni- 
schen Möglichkeiten Stim- 
men laut werden, die füreine 
Überwindung der bisheri- 
gen moralischen und rechtli- 
chen Grenzen des Erlaubten 
plädieren. Es wird dabei un- 
terstellt, dass die moralische 
und rechtliche Grundorien- 
tierung unserer Gesellschaft 
auf irrationalen Überzeu- 
gungen von der Würde des 
Menschen und seiner unbe- 

dingten Schutzwürdigkeit 
ruhen, die in der modernen 
und aufgeklärten Welt an- 
geblich nicht mehr als allge- 
meingültig anerkannt wer- 
den können. 

Auf derselben Linie einer 
schrittweisen Untergrabung 
unserer moralischen und 
rechtlichen Grundorientie- 
rungen liegen Versuche, den 
Umgang mit erblichen Er- 
krankungen und Behinde- 
rungen neu zu bestimmen. 
Es wird wieder offen gegen 
die Geburt erblich behinder- 
ter Kinder votiert. Niemand, 
so wird dabei in scheinbarer 
Menschlichkeit argumen- 
tiert, dürfe gezwungen wer- 
den, ein Kind zu lieben und 
zu unterstützen, das niemals 
Anlass zur Hoffnung auf Er- 
folg gebe. Während der 
nächsten Jahrzehnte, so wird 
prophezeit, werde es einen 
immer stärkeren Konsens 
darüber geben, dass es mora- 
lisch gerechtfertigt und so- 
gar geboten sei, dem Leben 
erbgeschädigter Föten ein 

Ende zu setzen. Diese Auf- 
fassungen sind skandalös. 

Die CDU besteht gegenü- 
ber diesen ungeheuerlichen 
Tendenzen zur Umwertung 
unserer Grundwerte auf der 
Rationalität und Allgemein- 
gültigkeit der Grundüber- 
zeugung von der Würde des 
Menschen und seiner unbe- 
dingten Schutzwürdigkeit. 
Unsere Grundwerte sind 
kein Hindernis auf dem Weg 
zu einer modernen und auf- 
geklärten Gesellschaft. Sie 
sind, im Gegenteil, die ratio- 
nale und unersetzliche Basis 
einer modernen und aufge- 
klärten Gesellschaft. 

Die Würde des 
Menschen darf nicht 

relativiert werden 

Wo Entwicklungen der 
Bio-und Gentechnologie mit 
den Wertgrundlagen unserer 
Gesellschaft in Widerstreit 
geraten, ist die Politik zu kla- 
ren Grenzziehungen aufge- 
fordert. Bei aller Offenheit in 
der weiteren Entwicklung 
der Bio- und Gentechnologie 
gibt es schon heute die Not- 
wendigkeit, Grenzen zu zie- 
hen. Verantwortbare Ent- 
wicklungen müssen zugelas- 
sen und gefördert werden. 
Entwicklungen, mit denen 
eine Verletzung der Würde 
des Menschen einhergeht, 
müssen verhindert werden. 
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Die Würde des Menschen ist 
ein absoluter Wert. Sie darf 
niemals relativiert werden. 

Der Schutz der Men- 
schenwürde vor bio- und 
gentechnologischen Fehl- 
entwicklungen kann nicht 
allein mit der Mitteln der na- 
tionalen Gesetzgebung ge- 
lingen. Angesichts der inter- 
nationalen Verflechtungen 
in Forschung, Entwicklung 
und Anwendung müssen 
einheitliche international 
gültige Schutzbestimmun- 
gen angestrebt werden. Die 
CDU setzt sich dafür ein. 
Insbesondere in den Län- 
dern der Europäischen 
Union und des Europarats 
werden wir auf einheitliche 
rechtliche Standards hinwir- 
ken. Unser Maßstab ist dabei 
das hohe Schutzniveau, das 
in Deutschland unter der 
unionsgeführten Regierung 
rechtlich fixiert wurde, zum 
Beispiel im Embryonen- 
schutzgesetz von 1991. 
• Die CDU hält an der Posi- 
tion fest, dass jeder mensch- 
liche Embryo von Anfang 
an, seit der Vereinigung von 
Ei und Samen, ein mensch- 
liches Wesen ist und unter 
dem Schutz des Grundrechts 
auf die Unantastbarkeit der 
Menschenwürde steht. 
• Die CDU lehnt alle gen- 
diagnostischen Maßnahmen 
in der Fortpflanzungsmedi- 
zin ab, mit der eugenische 
Ziele verfolgt werden. 

• Die CDU lehnt die Erzeu- 
gung von Embryonen zu 
Forschungszwecken und zu 
gewerblichen Zwecken 
ebenso ab wie die verbrau- 
chende Embryonenfor- 
schung. 
• Die CDU lehnt das repro- 
duktive Klonen von Men- 
schen ab. 
• Die CDU lehnt das sog. 
therapeutische Klonen auf 
der Grundlage menschlicher 
Embryonen ab, und zwar 
auch dann, wenn diese durch 
Kerntransplantation in ent- 
kernte menschliche Einzel- 
len hergestellt werden. Statt- 
dessen ist die Forschung an 
adulten Stammzellen, ein- 
schließlich der aus Nabel- 
schnurblut gewonnenen, 
massiv zu fördern. 
• Die CDU lehnt gezielte 
Eingriffe in die menschliche 
Keimbahn ab. 
• Die CDU lehnt die Präim- 
plantationsdiagnostik (PID) 
nicht grundsätzlich ab. Die 
CDU erkennt die schwere 
Not und Konfliktsituation 
von betroffenen Paaren mit 
Kinderwunsch an, die auf- 
grund eines hohen Risikos 
für bekannte und schwer- 
wiegende genetisch be- 
dingte Erkrankungen des 
Ungeborenen eine Präim- 
plantationsdiagnostik in 
Anspruch nehmen möchten, 
um einen späteren Schwan- 
gerschaftsabbruch zu ver- 
meiden.  Eugenische  Ziele 

dürfen in der PID aber nicht 
verfolgt werden. Bei streng 
gestellter Indikation und 
qualifizierter und unabhän- 
giger Pflichtberatung sollte 
in den genannten Einzelfäl- 
len die Möglichkeit einer 
Präimplantationsdiagnostik 
an nicht totipotenten Zellen 
bestehen. 
• Der Umgang mit geneti- 
schen Daten darf nicht zur 
Stigmatisierung oder Dis- 
kriminierung von Menschen 
führen. Die CDU tritt für die 
strikte Wahrung des Rechts 
auf informationeile Selbst- 
bestimmung ein, welches 
das Recht auf die Nichtinan- 
spruchnahme genetischer 
Diagnostik ausdrücklich 
einschließt. Wir treten dafür 
ein, dass im öffentlichen 
oder privatwirtschaftlichen 
Bereich die Gewährung von 
Leistungen nicht von einer 
genetischen Diagnostik ab- 
hängig gemacht wird. Wir 
treten insbesondere dafür 
ein, dass der Zugang zu 
Arbeitsplätzen und der Zu- 
gang zu Versicherungen 
einschließlich der Kranken- 
versicherung nicht von der 
Erhebung genetischer Daten 
oder von der Qualität dieser 
Daten abhängig gemacht 
werden. 

mrar/j 
Wortlaut des Papiers: 
www. cdu.de/politik- 
a-z/gentechnik/rede- 
ruettgers-120201.htm 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Schröder-Rente: SCHLECHTE KARTEN 
FÜR DEUTSCHLANDS FRAUEN. 

CDU 

Postkarte „Rente" 
mit Preisfragen zu 
den Nachteilen der 
Rentenreform 

Bestell-Nr. 9725 
100 Expl.: 15,00 DM 
(7,67 EURO) 

Scheckheft „Rente" 

Bestell-Nr. 5726 
100 Expl.: 30,00 DM 
(15,34 EURO) 
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iENTE:  F EN   . TEIL. 

CDU-Bundesgeschältsstelle 
Postfach 110 432 

Was Rot-Grün mit Ihrer Altersvorsorge vorhat 
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CDU-Stehtisch 
Bestell-Nr. 0348 
Höhe ca. 110cm 
Durchmesser 85 cm 
1 Expl. 98,00 DM ^• 
(50,11 EURO) CDU-Sonnenschirm 

ohne Fuß, aus knitterfreiem 
und schmutzabweisendem 

Polyestergewebe, incl. 
Wetterschutzhülle und 

verlängertem Unterstock 

Bestell-Nr. 0458 
Fullständer Durchmesser 180 cm 

für CDU-Sonnenschirm i Expl. 75,00 DM 

Bestell-Nr. 0459 (38,35 EURO) 
1 Expl. 12,80 DM 

(6,54 EURO) 

Europa-Sonnenschirm 
ohne Fuß, blau mit gelbem Druck 

Bestell-Nr. 0541 
Ausführung wie CDU-Sonnenschirm 
1 Expl. 75,00 DM 
(38,35 EURO) 

Kw CDU       CDUCi 

1 
Seitenteil 

für CDU-Pavillon 

Bestell-Nr. 0925 
CDU-Pavillon 1 Expl. 11,90 DM 

ohne Seitenteil       (6'08 EURO) 

Bestell-Nr. 0924 
Größe 3 x 3 m 
1 Expl. 79,00 DM 
(40,39 EURO) 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

•fiS^gSS • 
BESTELL- 

ANSCHRIFT 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 025241911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Überkleber 
schwarzer Druck auf 
fluoreszierendem grünen Papier 

Bestell-Nr. 8196 
Größe 42,5 x 15 cm 
250 Expl. 39,50 DM 
(20,20 EURO) 


